
 

 

Untersuchungen zur Akzeptanzsteigerung komplexer Infrastrukturpro-
jekte mittels digitaler Methoden 

 

Jonathan Matthei, RWTH Aachen, Institut für Baumanagement, Digitales Bauen und Robotik im Bauwesen, Jülicher 
Straße 209d (52070 Aachen), matthei@icom.rwth-aachen.de 

 
Kurzfassung  

Das Demokratieverständnis in Deutschland befindet sich im Wandel. Bürgerinnen und Bürger streben nach Mitbestim-
mung und sind bereit, dafür auf die Straße zu gehen. Besonders im Hinblick auf Infrastrukturvorhaben gelingt es trotz 
verschiedenster Bemühungen nicht, die Akzeptanz innerhalb der Bevölkerung zu erhöhen. Das primäre Ziel dieser vor-
liegenden Arbeit ist die Untersuchung der Möglichkeiten der Nutzung digitaler Methoden im Kontext der Bürgerbetei-
ligung, um die Akzeptanz von komplexen Infrastrukturprojekten in der Bevölkerung zu steigern. Hierzu werden die po-
tenziellen Vorteile und Herausforderungen neuer Formen der Bürgerbeteiligung analysiert, Hypothesen formuliert und 
im Rahmen einer quantitativen Studie empirisch überprüft. Die vorliegende Studie legt eine bemerkenswerte Wissens-
lücke der Bürgerinnen und Bürger bezüglich Bürgerbeteiligung offen und betont in besonderem Maße die essentielle 
Bedeutung eines verstärkten Einsatzes digitaler Methoden zur Steigerung der Akzeptanz von Infrastrukturprojekten 
durch partizipative Maßnahmen. 

 
Abstract  

The understanding of democracy in Germany is changing. Citizens are striving for co-determination and are prepared to 
take to the streets to achieve this. Especially with regard to infrastructure projects, it is not possible to increase ac-
ceptance within the population despite various efforts. The primary objective of this paper is to investigate the possibil-
ities of using digital methods in the context of citizen participation to increase the acceptance of complex infrastructure 
projects among the population. To this end, the potential benefits and challenges of new forms of citizen participation 
are analysed, hypotheses are formulated, and empirical tests are conducted as part of a quantitative study. The present 
study reveals a remarkable gap in citizens' knowledge about public participation and emphasizes in particular the essen-
tial importance of an increased use of digital methods to increase the acceptance of infrastructure projects through 
participatory measures. 
 

1 Einleitung  

„Demokratie braucht Bürgerbeteiligung, Meinungsaus-
tausch und transparente Entscheidungen. Sie sind das 
beste Mittel gegen Politikmüdigkeit und Demokratiever-
drossenheit“ [1]. Mit diesem Satz betont der ehemalige 
Präsident des Deutschen Bundestages Wolfgang Schäuble 
die Wichtigkeit der Öffentlichkeitsbeteiligung. Allerdings 
stellen Infrastrukturprojekte in ihrer Komplexität große 
Herausforderungen, sowohl für die Verantwortlichen als 
auch für die betroffene Öffentlichkeit, dar. Insbesondere 
bei Vorhaben von gesellschaftlicher Relevanz ist es daher 
notwendig, Bürgerinnen und Bürger frühzeitig zu berück-
sichtigen und auch zu beteiligen. In diesem Kontext hat 
sich die Öffentlichkeitsbeteiligung als wichtiges Instru-
ment etabliert, um mögliche Konflikte zu vermeiden, Ak-
zeptanz zu erhöhen und einen fruchtbaren Austausch zwi-
schen Öffentlichkeit und Politik zu gestalten. 
 
Gleichzeitig befindet sich die Gesellschaft durch Globali-
sierung und neue Technologien stets im Wandel. Insbe-
sondere in den letzten zehn Jahren hat die Digitalisierung 
einen tiefgreifenden Einfluss auf fast alle Bereiche des 

täglichen Lebens gewonnen. Betroffen davon ist nicht nur 
der gesellschaftliche Austausch, sondern auch die Interak-
tion mit der Regierung und der öffentlichen Verwaltung. 
Vorrangige Auswirkungen haben diese Entwicklungen 
auch auf das Thema Öffentlichkeitsbeteiligung. Dabei ist 
der Wunsch nach erhöhter Teilhabe auf verschiedenen 
Ebenen zu spüren und wird durch zahlreiche zivilgesell-
schaftliche Initiativen, Bürgerbewegungen oder dem 
wachsenden Einfluss von Nichtregierungsorganisationen 
deutlich. Zeitgleich sind Infrastrukturprojekte mit aktiver 
Beteiligung vieler Gruppen häufig in ihrer Realisierung ge-
fährdet. Konfliktpotentiale zwischen Unternehmen, be-
troffenen lokalen Gruppen und Nichtregierungsunterneh-
men können dabei zu Verzögerungen bis hin zu Verhinde-
rungen von Planungs- und Ausführungsprozessen führen 
[2]. Wie diese Entwicklungen und Strömungen zu vereinen 
sind, wie sie sich ergänzen und welche Herausforderun-
gen zu beachten sind, ist eine zentrale Frage, die in den 
kommenden Jahren verstärkt an Bedeutung gewinnen 
wird. In diesem Zusammenhang wird die Notwendigkeit 
deutlich, die unterschiedlichen Interessen und Perspekti-
ven der beteiligten Gruppen einzubeziehen, um Konflikt-
potenziale frühzeitig zu erkennen und zu adressieren.  
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1.1 Problemstellung und Zielsetzung 

Zum Status Quo lässt sich ein deutlicher Wunsch nach ak-
tiver und vor allem aktivierendet Öffentlichkeitsbeteili-
gung seitens politischer Akteure, Verwaltung und Vorha-
bensträgern feststellen [3]. Laut einer Studie der Bertels-
mann-Stiftung wünschen sich nahezu 70% der Bürgerin-
nen und Bürger mehr direkte Beteiligung bei Infrastruk-
turprojekten [4]. Darüber hinaus äußern neun von zehn 
Bürgerinnen und Bürger den Wunsch nach verbesserter 
Informationsbereitstellung, während acht von zehn Bür-
gerinnen und Bürger mehr Mitsprachemöglichkeiten bei 
geplanten Vorhaben fordern [5]. Insbesondere bei kom-
plexen Infrastruktur- und Investitionsvorhaben erschei-
nen Beteiligungsverfahren als nicht hinreichend adäquat. 
Die Akzeptanz gegenüber politischen Entscheidungen ist 
in diesem Feld als gering einzustufen [6].  
 
Das Ziel der nachfolgenden Arbeit ist es Erkenntnisse zur 
Akzeptanzsteigerung komplexer Infrastrukturprojekte 
mittels digitaler Methoden zu liefern. Hierbei liegt der Fo-
kus auf neuen Formen der Bürgerbeteiligung, die unter 
dem Begriff E-Partizipationsmaßnahmen zusammenge-
fasst werden können. 

1.2 Aufbau der Arbeit 

Zu Beginn der Arbeit erfolgt basierend auf einer struktu-
rierten Literaturrecherche die Darstellung der theoreti-
schen Grundlagen (Kapitel 2). In diesem Zusammenhang 
werden der Begriff der Bürgerbeteiligung sowie neue For-
men der Bürgerbeteiligung genauer betrachtet. Basierend 
auf den Erkenntnissen werden Hypothesen gebildet, die 
im Rahmen einer quantitativen Umfrage untersucht wer-
den (Kapitel 3). An dieser wurden 265 Personen beteiligt. 
Die Ergebnisse hierzu werden in Kapitel 4 dargestellt. Im 
Anschluss werden die Erkenntnisse dieser Arbeit in Kapitel 
5 zusammengefasst.  

2 Bürgerbeteiligung 

„Der Begriff Bürgerbeteiligung bezeichnet die freiwillige 
und unentgeltliche Teilhabe von Bürgerinnen und Bürgern 
an den politischen Willensbildungs- und Entscheidungs-
prozessen und die Möglichkeit, auf Sachentscheidungen 
Einfluss zu nehmen“ [7]. Als Synonym hierzu werden die 
Begriffe „Beteiligung“, „Öffentlichkeitsbeteiligung“ und 
Partizipation“ verwendet [6]. Der Begriff Beteiligung um-
fasst in diesem Kontext die Teilnahme oder Mitgestaltung 
von Bürgerinnen und Bürgern an Planungs- und Entschei-
dungsprozessen [5]. In diesem Zusammenhang wird in der 
Regel zwischen formeller und informeller Bürgerbeteili-
gung unterschieden.  
 
Unter den Begriff formelle Bürgerbeteiligung fallen ge-
setzlich vorgeschriebene Verfahren der Beteiligung. Dies 
beinhaltet obligatorische Verfahren, die während des Pla-
nungsprozesses erfolgen und nur zur Information und 

Konsultation der Bürger dienen [3]. Beispielhaft sind Ein-
wendungen und Stellungnahmen im Rahmen der Planaus-
legung oder des Erörterungstermins zu nennen. 
 
Im Kontrast hierzu beschreibt die informelle Bürgerbetei-
ligung nicht verpflichtend, also nicht gesetzlich vorge-
schrieben, durchzuführende Verfahren. Diese Form der 
Beteiligung stellt eine freiwillige und dialogfreudige Infor-
mation beziehungsweise Beratung zu Bürgerinnen und 
Bürger dar [3]. Informelle Bürgerbeteiligung basieret so-
mit auf keiner spezifischen Gesetzesgrundlage und keinen 
oder lediglich sehr geringen Vorgaben rechtlicher Forma-
lisierung [8]. Im Gegensatz zu formellen Verfahren der 
Bürgerbeteiligung sind sie daher inhaltlich und metho-
disch weitgehend offen gestaltet. Diese, auch fakultative 
Beteiligungsverfahren genannt, dienen primär der Unter-
stützung von formellen Verfahren und liegen im Ermessen 
des Entscheidungsträgers. Mit informeller Bürgerbeteili-
gung soll hierbei die gewünschte stärkere Einbindung der 
Öffentlichkeit in politische Prozesse befriedigt werden [3].  
 
Bürgerbeteiligung, welche auf allen politischen Ebenen er-
folgen kann, wird häufig durch Protest gegen eine lau-
fende Planung angestoßen [9]. Dabei ist zu beachten, dass 
das Informationsinteresse und die Mitwirkungsbereit-
schaft in der Bevölkerung umso größer werden, je konkre-
ter die Planung eines Bauvorhabens sind. Folglich ist das 
Interesse der Bevölkerung am Projektverlauf am höchs-
ten, wenn der Gestaltungsspielraum nur noch gering ist. 
Dies begründet Albrecht et. al. (2013) damit, dass sich oft 
erst zu einem späten Zeitpunkt die eigene Betroffenheit 
abzeichnet [3]. Panebianco et. al. (2019, S.3) schlussfol-
gert: „Das öffentliche und mediale Interesse ist insbeson-
dere dann besonders groß, wenn „die Bagger rollen“ [10]. 
Der Sachverhalt, welcher als Partizipationsparadox be-
schrieben werden kann, lässt sich durch die folgende Ab-
bildung zusammenfassen.  
 

 
 

Abbildung 1: Partizipationsparadox 
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Bezieht man diesen Sachverhalt auf die unterschiedlichen 
Verfahrensebenen im Verkehrswege-bau, so ist im Rah-
men der Bundesverkehrswegeplanung (BVWP) die Mög-
lichkeit der Einflussnahme am höchsten, wobei das Enga-
gement und Interesse der Öffentlichkeit am geringsten ist. 
Das Engagement und Interesse steigt folglich in den wei-
teren Verfahrensebenen (Raumordnungs- und Linienbe-
stimmungsverfahren), wobei die Möglichkeit der Einfluss-
nahme sinkt. Im Planfeststellungsverfahren (PFV) ist das 
Engagement und Interesse am höchsten. In dieser Phase 
ist aber zeitglich die Möglichkeit der Einflussnahme am ge-
ringsten. Dies ist der Tatsache geschuldet, dass mit dem 
Planfeststellungsbeschluss und der Anschließenden Um-
setzung der Maßnahme kann kein Einfluss mehr genom-
men werden [3]. 

2.1 Neue Formen der Bürgerbeteiligung 

Im Zentrum neuer Formen der Bürgerbeteiligung steht 
der Begriff E-Partizipation (Elektronische Partizipation). 
Die Definitionen von E-Partizipation variiert in der akade-
mischen Literatur, aber die meisten von ihnen beziehen 
sich auf das Grundkonzept der Nutzung von Informations- 
und Kommunikationstechnologien (IKT), um die Bürger in 
die Entscheidungsfindung und die Erbringung öffentlicher 
Dienstleistungen einzubeziehen [11]. Mit ähnlichen Wor-
ten beschreibt die Bertelsmann Stiftung den Begriff E-Par-
tizipation [4]. Gemäß dessen umfasst E-Partizipation alle 
internetgestützten Verfahren, die Bürgerinnen und Bür-
gern eine aktive Teilhabe an politischen Entscheidungs-
prozessen ermöglichen. Diese digitalen Verfahren sollen 
Bürgerinnen und Bürgern neue Möglichkeiten geben, um 
an politischen Entscheidungsprozessen teilzunehmen. 
Das Ziel ist hierbei den Zugang der Öffentlichkeit zu Infor-
mationen und öffentlichen Diensten zu verbessern, so-
dass durch eine Beteiligung an Entscheidungsprozessen 
das Wohlergehen der Gesellschaft im Allgemeinen und 
des Einzelnen im Besonderen verbessert wird [12].  
 
Bei der E-Partizipation handelt es sich um die digitale Wei-
terentwicklung von klassischen Formen der Bürgerbeteili-
gung [7]. Diese neuen Formen ermöglichen es Bürgerin-
nen und Bürgern digital ihre Standpunkte mitzuteilen und 
Entscheidungsprozesse zu beeinflussen. Trotz der Exis-
tenz einer Vielzahl unterschiedlicher Möglichkeiten zur E-
Partizipation lässt sich das Verfahren in zwei große Grup-
pen aufteilen [4]. Einerseits kann es sich um explizite Ver-
fahren der Online-Bürgerbeteiligung handeln, anderseits 
können hierbei auch Verfahren verstanden werden, die 
eine Kombination aus Online- und Offline-Beteiligung mit 
sich bringen. Im zweiten Fall werden beispielsweise tradi-
tionelle Präsenzveranstaltungen durch digitale Schulungs-
möglichkeiten ergänzt.   
 
E-Partizipation bietet eine Reihe von Vorteilen gegenüber 
traditionellen Formen der Bürgerbeteiligung. Zu diesen 
zählen: 

1.  Höhere Reichweite: Digitale Formen der Bürger-
beteiligung ermöglichen es mehr Menschen zu 
erreichen und in dem Zusammenhang mehr 
Feedback von Ihnen zu erhalten als traditionelle 
Beteiligungsmechanismen [11]. In der Folge kann 
außerdem eine höhere Diversität an Perspekti-
ven in den Entscheidungsprozess einbezogen 
werden. 

2. Flexibilität: E-Partizipation ermöglicht eine 
schnelle und unmittelbare Meinungsäußerung, 
welche nicht an räumliche und zeitliche Rahmen-
bedingungen gebunden ist [4]. So können Bürge-
rinnen und Bürger ihre Meinung und Vorschläge 
zu einem für sie passenden Zeitpunkt und an ei-
nem für sie passenden Ort abgeben. 

3. Anonymität: Die Möglichkeit, anonym an Beteili-
gungsverfahren teilzunehmen, kann dazu beitra-
gen, dass sich Menschen freier äußern und ihre 
Meinung ohne Sorge vor möglichen Konsequen-
zen äußern. Dies ermöglicht die Teilhabe von Per-
sonen, denen in klassischen Beteiligungsforma-
ten der Mut oder die Erfahrung gefehlt hat [4]. 
Eine Intensivierung der politischen Beteiligung 
kann die Folge sein [13]. 

4. Barrierefreiheit: E-Partizipation ermöglicht 
durch den einfachen und niederschwelligen Zu-
gang den Abbau von Beteiligungsbarrieren [14]. 
Dies erleichtert die Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen oder eingeschränkter Mobilität, 
da sie bequem von zu Hause teilnehmen können. 

5. Zeit- und Kostenersparnis: E-Partizipation kann 
dazu beitragen, die Zeit- und Kostenbelastung für 
die Organisation und Durchführung von Beteili-
gungsveranstaltungen zu reduzieren. So können 
beispielsweise Online-Foren und Umfragen 
schnell und einfach eingerichtet werden. 

Im Zusammenhang mit der Nutzung von E-Partizipation 
ergeben sich aber auch zentrale Anforderungen, die es zu 
beachten und zu bewältige gilt. Zu den Herausforderun-
gen von E-Partizipationsmaßnahmen gehören: 
1.  Digitale Kluft und technische Barrieren: Teilneh-

mende für viele Arten der E-Partizipation müssen 
über einen Internetzugang und über technische 
Fähigkeiten besitzen. Hierbei ist festzustellen, 
dass einerseits Menschen mit niedrigerem Bil-
dungsstand und niedrigerem Haushaltseinkom-
men und andererseits ältere Menschen oder 
auch Migranten das Internet weniger verwenden 
[4]. Die Schwelle folglich an online Veranstaltun-
gen teilzunehmen kann höher sein. 

2. Datenschutz und Privatsphäre: Bei der Nutzung 
digitaler Plattformen und Technologien zur Bür-
gerbeteiligung ist der Schutz personenbezogener 
Daten von großer Bedeutung [15]. Es ist zu be-
achten, dass eine aktive Teilnahme an 
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Beteiligungsmaßnahmen aufgrund von Daten-
schutzbedenken oder der Sorge vor unbeabsich-
tigten persönlichen oder beruflichen Konsequen-
zen möglicherweise vermieden wird [16].  

3. Zeitlicher und finanzieller Aufwand: Unter Um-
ständen der zeitliche und finanzielle Aufwand zur 
Implementierung neuer Möglichkeiten der Bür-
gerbeteiligung als hoch anzusehen [8]. Hierzu 
zählen Kosten, die einerseits in der Planung und 
Gestaltung, sowie in der Betreuung und Pflege 
von Online-Instrumenten anfallen [17]. Des Wei-
teren zählt hierzu der Zeitaufwand, der mit der 
Nutzung von E-Partizipationsangeboten einher-
geht [15]. 

4. Qualität der Beiträge: In digitalen Umgebungen 
besteht die Herausforderung, eine hohe Qualität 
der Beiträge sicherzustellen. Es kann schwierig 
sein, zwischen konstruktiver Kritik, sachlichen Ar-
gumenten und Meinungsäußerungen zu unter-
scheiden. Hierbei nimmt die Thematik der Mode-
ration eine zentrale Rolle ein, wodurch dieser As-
pekt als zentrale Herausforderung anzusehen ist 
[14]. Des Weiteren kann einhergehend mit dem 
Faktor der Anonymität die Hemmschwelle zur 
Formulierung extremer Meinungen im Internet 
geringer sein, was ebenfalls Auswirkungen auf 
die Qualität der Beiträge hat [16]. 

5. Glaubwürdigkeit, Legitimität und Aktualität: E-
Partizipationsmaßnahmen können mit Skepsis 
und Misstrauen seitens der Öffentlichkeit kon-
frontiert sein. Die Transparenz der Prozesse, die 
Offenlegung von Informationen und die Möglich-
keit zur Überprüfung der Ergebnisse sind ent-
scheidend, um die Glaubwürdigkeit und Legitimi-
tät der Beteiligungsmaßnahmen zu gewährleis-
ten. Zeitgleich spielt bei Online-Angeboten der 
Faktor Aktivität von Online-Angeboten eine zent-
rale Rolle für die Beteiligung [16].  

3 Hypothesen 

Der nun folgende Abschnitt stellt Hypothesen vor, die im 
Rahmen der daran folgenden quantitativen Studie über-
prüft werden.  
 
H1: Das größte Problem der Bürgerbeteiligung besteht in 
dem fehlenden Wissen über Bürgerbeteiligung 
 
Innerhalb des Rahmens dieser Hypothese wird unter-
sucht, ob das Problem möglicherweise nicht bei den aktu-
ellen Partizipationsverfahren liegt, sondern vielmehr im 
Mangel an Wissen über die generellen Möglichkeiten der 
Beteiligung. Der erste Schritt dieser Untersuchung besteht 
darin, das allgemeine Wissen über die Möglichkeit zur 
Bürgerbeteiligung zu erfragen. Die Prüfung dieser Hypo-
these wird durch eine direkte Bewertung der Befragten 

zur Bedeutung des Wissens über die Beteiligungsmöglich-
keiten abgerundet. 
 
H2: Die Akzeptanz von komplexen Infrastrukturprojekten 
lässt sich durch eine erhöhte Internetpräsenz verbessern 
 
Basierend auf einer Studie von TNS Emnid, die ergab, dass 
sich "zwei Drittel der Bundesbürger (...) eine bundesweite 
Informationsplattform im Internet" wünschen [18], wird 
die Annahme abgeleitet, dass die Präsenz im Internet 
ebenfalls die Akzeptanz von komplexen Infrastrukturpro-
jekten steigern könnte. Um diese Hypothese zu prüfen, 
wurden die Teilnehmer gebeten, ihre Zustimmung zu den 
folgenden zwei Aussagen auf einer siebenstufigen Skala 
auszudrücken: (1) Die Akzeptanz von Infrastrukturprojek-
ten kann durch eine verstärkte Internetpräsenz verbessert 
werden. (2) Die derzeitigen Online-Informationen zu Inf-
rastrukturprojekten sind unzureichend. Die Hypothese 
geht davon aus, dass eine intensivere Präsenz im Internet 
dazu beitragen kann, die öffentliche Akzeptanz für kom-
plexe Infrastrukturprojekte zu erhöhen. Die Befragten 
wurden gebeten, ihre Meinung zu diesen Aussagen mit-
hilfe der Skala darzustellen, um weitere Einblicke in die 
mögliche Verbindung zwischen Internetpräsenz und Ak-
zeptanz für solche Projekte zu gewinnen. 
 
H3: Die Akzeptanz von komplexen Infrastrukturprojekten 
lässt sich durch den Einsatz von Augmented Reality (AR) 
und Virtual Reality (VR) verbessern 
 
Im Abschnitt 2.1 wurden verschiedene Vorteile und Po-
tenziale des Einsatzes neuer Formen der Bürgerbeteili-
gung analysiert. Insbesondere virtuelle Realität (VR) und 
erweiterte Realität (AR) gelten als vielversprechende 
Technologien [19]. Im Kontext dessen werden die Teilneh-
mer zu einer möglichen Steigerung der Akzeptanz durch 
den Einsatz von AR und VR befragt. 
 
H4: Es besteht großes Interesse am Einsatz digitaler Me-
thoden 
 
Im Rahmen der vierten Hypothese wird vermutet, dass die 
Bürgerinnen und Bürger starkes Interesse an der Anwen-
dung digitaler Methoden haben. Um dies zu überprüfen, 
werden die Teilnehmenden der Umfrage einerseits nach 
ihrer Einschätzung zur Sinnhaftigkeit des Einsatzes von AR 
und VR in der Bürgerbeteiligung befragt. Zusätzlich wird 
die Wahrscheinlichkeit ihrer persönlichen Nutzung dieser 
Technologien in diesem Kontext abgefragt. 
 
H5: Gute Bürgerbeteiligung steigert die Akzeptanz von Inf-
rastrukturprojekten  
 
Komplettiert wird die Umfrage durch die Frage „Wie sehr 
könnte Ihrer Meinung nach die Akzeptanz von Infrastruk-
turprojekten durch eine gute Bürgerbeteiligung erhöht 
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werden?“. Mithilfe dieser soll untersucht werden, ob gute 
Bürgerbeteiligung grundsätzlich zu einer Akzeptanzsteige-
rung von Infrastrukturprojekten beitragen kann. 

4 Darstellung der Ergebnisse 

In Abbildung 2 ist die Altersstruktur der Umfrageteilneh-
menden dargestellt. Von 265 befragten Personen haben 
261 die Frage zur Altersstruktur beantwortet. Am stärks-
ten ist die Gruppe der 19- bis 24-Jährigen vertreten. Im 
Kontrast dazu steht die Zahl der Teilnehmer aus der 
Gruppe 65 Jahre und älter. Diese Tatsache sollte bei der 
Betrachtung der Ergebnisse berücksichtigt werden. 

 
Abbildung 2: Altersstruktur der Umfrageteilnehmenden 
 

Im Folgenden wird basierend auf der Erkenntnisses eine 
Bewertung der in Kapitel 3 definierten Hypothesen vorge-
nommen.  
 

H1: Das größte Problem der Bürgerbeteiligung besteht in 
dem fehlenden Wissen über Bürgerbeteiligung 
 
Die Analyse der Umfrageergebnisse hinsichtlich der 
Selbsteinschätzung der Teilnehmer bezüglich ihres Wis-
sens über Bürgerbeteiligung bei komplexen Infrastruktur-
projekten ermöglichte Schlussfolgerungen zur ersten Hy-
pothese zu ziehen. Die Wahrnehmung eines Mangels an 
Wissen über Bürgerbeteiligung verstärkt sich dabei. Na-
hezu 50 % der Befragten gaben an, über nur geringfügiges 
Wissen zur Bürgerbeteiligung zu verfügen (siehe Abbil-
dung 3). Etwa 14,34 % der Teilnehmer gaben an, keinerlei 
Kenntnisse zu besitzen, während etwa 33 % angaben, über 
gewisse Kenntnisse zu verfügen. 

 
Abbildung 3: Wissen über Möglichkeiten zur Bürgerbeteiligung 

In Bezug auf die Bedeutung des mangelnden Wissens in 
der Bevölkerung über Bürgerbeteiligung lässt sich feststel-
len, dass ungefähr 3 % der Befragten diesem Aspekt eine 
geringe oder keinerlei Bedeutung beimessen würden. 
Etwa 78 % betrachten das fehlende Wissen als bedeutsam 
oder sogar als sehr bedeutsam, während 7,55 % der Teil-
nehmer diesem Aspekt eine außerordentliche Bedeutung 
beimessen würden. Ob das Hauptproblem tatsächlich im 
Mangel an Wissen über Bürgerbeteiligung liegt, bleibt 
noch ungeklärt. Es ist jedoch festzustellen, dass ein be-
trächtlicher Teil der Befragten dieser Thematik eine 
(große) Bedeutung zuschreibt. Neben dem begrenzten 
Wissen über Verkehrs- und Kommunalpolitik sind die 
Menschen folglich unzureichend über die Möglichkeiten 
der Partizipation informiert. 
 
H2: Die Akzeptanz von komplexen Infrastrukturprojekten 
lässt sich durch eine erhöhte Internetpräsenz verbessern 
 
Im Rahmen der zweiten Hypothese wurden die Teilneh-
menden mittels einer Skala zur Bewertung befragt. Diese 
Skala reicht von 1 = "Stimme überhaupt nicht zu" bis 7 = 
"Stimme voll und ganz zu". Der Mittelwert von 4,65 deutet 
darauf hin, dass die Befragten tendenziell dazu neigen, die 
Hypothese zu unterstützen. Gleichzeitig zeigen 17,36 % 
der Teilnehmenden eine gewisse Skepsis gegenüber einer 
verstärkten Internetpräsenz, was auf eine eher kritische 
Einstellung hinweist. 

 
Abbildung 4: Die Akzeptanz von Infrastrukturprojekten kann 
durch stärkere Internetpräsenz verbessert werden 

 
In Bezug auf die gegenwärtigen Online-Informationen 
lässt sich eine deutliche Unzufriedenheit feststellen. Wie 
aus Abbildung 5 hervorgeht, stimmen knapp 14 % der Be-
fragten der Aussage voll und ganz zu, dass die derzeitigen 
Online-Informationen zu Infrastrukturprojekten unzu-
reichend sind. Gleichzeitig stimmen weitere ca. 49 % der 
Befragten dieser Aussage tendenziell zu. Dies lässt in Be-
zug auf die zweite Hypothese schlussfolgern, dass die Ak-
zeptanz von komplexen Infrastrukturprojekten sich 
grundsätzlich durch eine erhöhte Internetpräsenz verbes-
sern kann, aktuelle Online-Informationen hierzu aber 
nicht ausreichen. 
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Abbildung 5: Status Quo von Online-Informationen 

 
H3: Die Akzeptanz von komplexen Infrastrukturprojekten 
lässt sich durch den Einsatz von Augmented Reality (AR) 
und Virtual Reality (VR) verbessern 
 
Die in Abbildung 6 dargestellten Ergebnisse verdeutlichen, 
dass weniger als 16 % der Befragten es als unwahrschein-
lich oder eher unwahrscheinlich einschätzen, dass der Ein-
satz von AR und VR zur Steigerung der Akzeptanz beitra-
gen würde. Obwohl diese Ergebnisse keinen unmittelba-
ren kausalen Zusammenhang zwischen der Verwendung 
dieser Technologien und einer tatsächlichen Steigerung 
der Akzeptanz zeigen, unterstreichen sie dennoch das 
hohe Potenzial, das die Befragten in dieser Form der Bür-
gerbeteiligung erkennen. 

 
Abbildung 6: Wahrscheinlichkeit der Akzeptanzsteigerung durch 
AR und VR in der Bürgerbeteiligung 

 
H4: Es besteht großes Interesse am Einsatz digitaler Me-
thoden 
 
Im Zusammenhang mit der vierten Hypothese lässt sich 
feststellen, dass nahezu 80 % der Befragten den Einsatz 
von VR- und AR-Technologien zumindest als sinnvoll er-
achten (siehe Abbildung 7). Gleichzeitig betrachten ca. 
16% den Einsatz als ein wenig sinnvoll. Lediglich 4,15 % 
betrachten diesen als "gar nicht sinnvoll". 

 
Abbildung 7: Sinnhaftigkeit des Einsatzes von AR und VR in der 
Bürgerbeteiligung 

 
Wenn man jedoch die Antworten zur persönlichen Nut-
zung dieser Technologien in Abbildung 8 betrachtet, fällt 
auf, dass nicht alle Befragten, die den Einsatz als sinnvoll 
erachten, solche digitalen Methoden auch wahrscheinlich 
nutzen würden. Lediglich ca. 17% der Befragten gaben 
eine wahrscheinliche Nutzung von AR und VR in einer Bür-
gerbeteiligung an. Gleichzeitig hielten dies ca. 31% für 
möglich, wohingegen es ca. 22% als unwahrscheinlich 
bzw. eher unwahrscheinlich betrachten.  Diese Ergebnisse 
sollten bei Überlegungen zur Integration von VR- und AR-
Technologien in Betracht gezogen werden. 

 
Abbildung 8: Wahrscheinlichkeit der Nutzung von AR und VR im 
Rahmen einer Bürgerbeteiligung 

 
H5: Gute Bürgerbeteiligung steigert die Akzeptanz von 
Straßenbauprojekten 
 
Wie aus Abbildung 9 ersichtlich wird, tendieren 75,85 % 
der Befragten dazu, anzunehmen, dass eine gute Bürger-
beteiligung die Akzeptanz von Infrastrukturprojekten er-
höhen würde. Lediglich zwanzig Befragte sind der Mei-
nung, dass eine gute Bürgerbeteiligung nicht unmittelbar 
zur Steigerung der Akzeptanz beiträgt. Gleichzeitig äußer-
ten sich ca. 13% der Befragten neutral bezüglich dieser 
Aussage. Insgesamt lassen die Ergebnisse darauf schlie-
ßen, dass eine gut funktionierende Bürgerbeteiligung eine 
grundlegende Voraussetzung für die Steigerung der Ak-
zeptanz von Infrastrukturprojekten darstellt. 
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Abbildung 9: Möglichkeit der Akzeptanzsteigerung durch gute 
Bürgerbeteiligung 

 

5 Zusammenfassung und Ausblick  

Die öffentliche Nachfrage nach verstärkter Beteiligung 
wächst kontinuierlich. Insbesondere bei komplexen Infra-
strukturprojekten ist die Akzeptanz unter den Bürgerin-
nen und Bürgern oft begrenzt. Digitale Ansätze eröffnen 
neue Wege für Bürgerbeteiligung, die sich positiv auf die 
Akzeptanz auswirken können. In diesem Zusammenhang 
zielt diese Studie darauf ab, Erkenntnisse für einen Einsatz 
digitaler Methoden zum Zweck der Akzeptanzsteigerung 
von Infrastrukturprojekten zu liefern. 
 
Neue Formen der Bürgerbeteiligung, die unter dem Be-
griff der E-Partizipation zusammengefasst werden, stellen 
Möglichkeiten dar, die Herausforderungen traditioneller 
analoger Beteiligungsverfahren zu bewältigen. Zu den ent-
scheidenden Vorteilen zählen (1) Höhere Reichweite, (2) 
Flexibilität, (3) Anonymität, (4) Barrierefreiheit und (5) 
Zeit- und Kostenersparnis. Allerdings gehen die Einfüh-
rung von E-Partizipationsmöglichkeiten auch mit neuen 
Konfliktpotenzialen einher, die bewältigt werden müssen. 
Diese können unter den folgenden Herausforderungen zu-
sammengefasst werden: (1) Digitale Kluft und technische 
Barrieren, (2) Datenschutz und Privatsphäre, (3) Zeitlicher 
und finanzieller Aufwand, (4) Qualität der Beiträge und (5) 
Glaubwürdigkeit, Legitimität und Aktualität. 
 
Die in einer quantitativen Studie untersuchten Hypothe-
sen legen nahe, dass der Öffentlichkeit grundlegendes 
Wissen über Beteiligungsmöglichkeiten fehlt. Gleichzeitig 
wurde herausgefunden, dass eine verstärkte Internetprä-
senz das Potenzial hat, die Akzeptanz positiv zu beeinflus-
sen, obwohl gewisse Vorbehalte bestehen. In diesem Zu-
sammenhang lässt sich auch feststellen, dass die gegen-
wärtigen Online-Informationen zu Infrastrukturprojekten 
von den Bürgerinnen und Bürgern als unzureichend wahr-
genommen werden. Augmented Reality (AR) und Virtual 
Reality (VR) werden als vielversprechende Möglichkeiten 
betrachtet, um die Akzeptanz zu erhöhen. Gleichzeitig 
zeigt der aktuelle Wunsch nach persönlicher Nutzung die-
ser Technologien noch Raum für Entwicklung. Bei der 

Integration von AR und VR sollte dieser Aspekt berücksich-
tigt werden. 
 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass digitale Me-
thoden ein erhebliches Potenzial zur Steigerung der Ak-
zeptanz von Infrastrukturprojekten bieten. Daher lohnt es 
sich, intensiver die Möglichkeiten im Zusammenhang mit 
AR, VR sowie Building Information Modelling (BIM) zu er-
forschen. Jörg Sommer betont die nächsten Schritte in sei-
nem Werk „Kursbuch Bürgerbeteiligung“ (2021) mit „Wir 
kennen die Richtung. Aber der Weg ist noch weit – und 
anspruchsvoll.“ [20] 
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